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Titelbild

«Fitzcarraldo» von Werner Herzog beschreibt
die Realisierung des verrückten Traums eines
weissen Abenteurers und Phantasten, die
grosse italienische Oper in die Amazonas-Hafenstadt

Iquitos zu bringen. Selbst vorder
Aufgabe, ein Dampfschiff über einen Berg zu
schleppen, schreckt Fitzcarraldo (Klaus Kinski)

nichtzurück. Bild: Monopol



LIEBE LESER
nun ist also auch das Radio, zumindest im lokalen Bereich, in die Abhängigkeit der
Werbung und damit wirtschaftlicher Interessen geraten. Die neue Rundfunk-Verordnung,

eben vom Bundesrat abgesegnet und ab Juli dieses Jahres als Grundlage
für die Durchführung lokaler Rundfunk-Versuche verbindlich, will es so. Zwar
wurde der durch eine (gezielte?) Indiskretion vorzeitig bekanntgewordene Entwurf
aus dem Departement von Bundesrat Schlumpf auf eine echt eidgenössische
Kompromissformel zurechtgestutzt, bedeutsame und problematische Weichen werden
damit dennoch gestellt. Schwerwiegendste Folge der neuen Rundfunk-Verordnung:

Es gibt in der Schweiz kein Informations- und Massenkommunikationsmedium
mehr, das nicht zumindest indirekt über die Gelder der Privatwirtschaft

kontrolliert werden kann. Damit ist das für die Demokratie lebenswichtige Prinzip der
Verteilung von Interessen - in diesem Falle das Nebeneinander von privatwirtschaftlich

organisierter Presse und öffentlich-rechtlich strukturierten elektronischen

Medien mit ihrem Auftrag, der Pluralität der Meinungen gerecht zu werden -
endgültig zerstört worden, nachdem mit der Einführung der Werbung im Fernsehen
bereits ein, wie sich immer nachhaltiger herausstellt, negativer Einbruch erfolgt ist.
Das zeugt nicht eben von medienpolitischer Weitsicht.
Aber um medienpolitische Weitsicht ging es dem Bundesrat in der Rundfunk-Verordnung

offensichtlich zuallerletzt. Er wollte es vielmehr allen recht machen. Er
wollte das Monopol der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft aufbrechen,

ohne an der Substanz der SRG zu rühren. Als Folge davon verunmöglicht die
neue Rundfunk-Verordnung praktisch die Durchführung lokaler Fernseh-Versuche,
weil dort keine Werbung erlaubt ist. Dass diese, rechtlich schlicht unhaltbare
Restriktion vermutlich auch als Fingerzeig an die SRG zu interpretieren ist, sich ihrerseits

auf Fernsehwerbung zu beschränken und auf die vorsorglich erhobene Forderung

nach gleich langen Spiessen beim Radio zu verzichten, zeigt deutlich genug,
welch Kompromissgeistes Kind die Verordnung ist. Der Bundesrat wollte die von
rückläufigen Inseratengeschäft und steigenden Herstellungskosten geplagte
Presse schützen, indem er die Werbezeit auf 15 Minuten und zwei Prozent der
Sendezeit im Tag beschränkte. Gewiss werden die bei der geplanten Zulassung von 15
bis 20 Lokalsendern viel zu gering eingeschätzten 15 bis 20 Millionen Franken
Werbegelder, die von der Presse zum lokalen Rundfunk verlagert werden, nicht «Tages-
Anzeiger», «Blick» und «Basler Zeitung» entzogen, sondern ausgerechnet der
ohnehin schon schwachen Partei- und Meinungspresse. Und genau die grossen
Verlags- und Zeitungshäuser werden es auch sein, die finanziell genug gepolstert sind,
um die kaum ausschliesslich durch Werbung zu finanzierenden Rundfunkversuche
von beschränkter Dauer durchzuführen. So ist nicht nur eine Verarmung der
Pressevielfalt zu befürchten, sondern auch eine Ausdehnung der in privatwirtschaftlichen

Händen liegenden Informationsmonopole auf den Bereich des Radios zumindest

im lokalen und regionalen Bereich.
Rechtlich ist die Rundfunk-Verordnung nur ungenügend abgesichert. Noch immer
verfügt der Bundesrat über keine verfassungsrechtliche Grundlage für die gesetzliche

Regelung von Radio und Fernsehen. Ob man sie ihm jetzt in der in einem
Entwurf vorliegenden Form geben und damit seine medienpolitisch mehr als nur
fragwürdige Entscheidung in Sachen Lokal-Rundfunk sanktionieren soll, wird bald
Gegenstand der parlamentarischen Auseinandersetzung um einen Verfassungsartikel
für Radio und Fernsehen sein. Bleibt zu hoffen, dass dann zumindest nicht wieder
jener kleinliche Krämergeist, der es allen recht machen will und gerade deshalb zu
den schlechtesten aller möglichen Lösungen führt, sondern der Weitblick in eine
den Menschen und ihrer Gesellschaft dienenden Medienzukunft die Diskussion
bestimmt.

Mitfreundlichen Grüssen
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